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Anschluss statt Vereinigung
Zum Beitritt der DDR nach Artikel 23 des Grundgesetzes hätte es Alternativen gegeben, sagt Daniela Dahn
»Artikel 23 – Kein Anschluss unter
dieser Nummer! – unter diesem
Motto demonstrierten Anfang 1990
nicht nur Anhänger der SED-Nach-
folgerin PDS, sondern auch Bürger-
rechtler gegen einen bloßen Bei-
tritt der DDR zum Geltungsbereich
des Grundgesetzes. Sie selbst wa-
ren Gründungsmitglied der Oppo-
sitionsgruppe »Demokratischer
Aufbruch«, hatten sich zu der Zeit
aber schon aus ihr zurückgezogen.
Wie haben Sie damals die Vereini-
gungsdebatte erlebt?
Der »Demokratische Aufbruch« hat
sich in seiner Anfangsphase noch ge-
gen die Unterstellung verwahrt, er
wolle »die DDR in kapitalistische
Verhältnisse zurück reformieren«.
Aber im Laufe des Herbstes 1989 hat
er sich nach erheblichem Mitglieder-
zuwachs aus Sachsen und Thüringen
immer mehr der dominanten CDU-
Linie angeschlossen. Die Positionen
purzelten durcheinander, die Bünd-
nisse sortierten sich neu. In der »Al-
lianz für Deutschland« vertrat der DA
nun oft gegensätzliche Positionenwie
Bündnis 90, also der Zusammen-
schluss von Demokratie Jetzt, Neues
Forum und Initiative für Frieden und
Menschenrechte.

Zum Beispiel?
Uns allen, die wir gegen den Weg des
Anschlusses waren, war klar, dass es
dabei nicht um eine Formfrage geht.
Wer etwas Fertigem beitritt, akzep-
tiert dessen gesamten Status quo. Da
war dann kein Platz mehr für Mitge-
staltung oder gar Veränderungswün-
sche. Wurden die vereinzelt doch
noch formuliert, hat etwa der dama-
lige Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble wiederholt und zurecht da-
rauf hingewiesen, es habe sich um ei-
nen Beitritt der DDR zur Bundesre-
publik gehandelt und nicht um die
umgekehrte Veranstaltung.

Die damals diskutierte Alternative
war ein Zusammengehen nach dem
heute noch geltenden Artikel 146,
dem zufolge das Grundgesetz »nach
Vollendung der Einheit und Frei-
heit Deutschlands« durch eine vom
Volk beschlossene neue Verfassung
ersetzt werden soll. Wäre das sinn-
voll und praktikabel gewesen?
Sinnvoll auf jeden Fall. Ob etwas
praktikabel ist, ist eine Frage von
Mehrheiten. Aber der Wunsch nach
einer neuen, gemeinsamen Verfas-
sung und damit nach einem gemein-
samen Neuanfang kam ja nicht nur
von ein paar versponnenen Bürger-
rechtlern im Osten und versprengten
Intellektuellen im Westen. Sicher, im
Februar 1990 haben Günter Grass
und Rudolf Augstein noch darüber
gestritten, ob nicht vorerst
zwei konföderierte Staa-
ten angemessener
wären. Und Grass
fand es unsäg-
lich, wie damals
über Intellek-
tuelle in bei-
den Staaten
hergezogen
wurde, die sich
erlaubten, über
eine dritte
Möglichkeit
nachzudenken.

Über ein Zusammen-
gehen mit neuer, gemein-
samer Verfassung dachte anfangs
sogar Kanzler Helmut Kohl noch öf-
fentlich nach …
Ja, Mitte Februar 1990 erklärte Kohl
nach einer Moskau-Reise im ZDF:
»Wir werden eine neue Verfassung zu
schaffen haben.« Er sei dafür zu über-
nehmen, was sich in der DDR be-
währt habe. Und er betonte, er sei
»ganz und gar dagegen, eine Position
einzunehmen, die auf Anschluss hi-
nausgeht«. Zwei Wochen später er-
hob derselbe Kanzler dann Artikel 23
zum Königsweg seiner Regierung.

Dass die Einheit nach Artikel 23
vollzogen werden würde, war dann
mit dem Ergebnis der Volkskam-
merwahl am 18. März 1990 klar: 41
Prozent für die CDU-geführte »Alli-
anz für Deutschland« …
Es ging damals eben nicht nur ratio-
nal und pragmatisch zu. Vieles war
jenseits praktischer Vernunft. Ich saß
Ende 1989/Anfang 1990 in zwei Ar-
beitsgruppen. Die eine vom Schrift-

stellerverband entwarf ein neues
Pressegesetz, das innerredaktionelle
Mitbestimmung gewährleisten sollte.
Die andere von der ersten unabhän-
gigen Untersuchungskommission der
DDR kümmerte sich nach den ge-

waltsamen Vorkommnissen
im Oktober 1989 um ein
bürgernahes Polizei-
gesetz, wie es auch
heute noch ein
Fortschritt wä-
re. Dass das al-
les völlig illu-
sionär war,
haben wir
nicht erwartet.
Die Rolle von
Fake News und
der Medien als
Stimmungsma-

cher ist auch noch
nicht untersucht.

Auf einer Tagung Anfang April in
Dresden wurde festgestellt, dass
man mit Blick auf die Vorgänge der
letzten 30 Jahre durchaus von Ko-
lonisierung des Ostens sprechen
könne. Zugleich hat dort der So-
ziologe Raj Kollmorgen darauf ver-
wiesen, dass die Ostdeutschen den
Anschluss im März 1990 gewählt
haben und damit auch »unaus-
weichlich« den kompletten »Trans-
fer von Institutionen und Akteu-
ren«. Würden Sie dem zustimmen?
Die Ostdeutschen haben eine baldige
Einheit auch angesichts der Bankrott-
gerüchte gewählt, die aus politischen
Gründen verbreitet wurden. Da gab
es zum Beispiel den sagenumwobe-
nen Schürer-Bericht, der die DDR-
Auslandsschulden aufgelistet hat,
aber die Guthaben, die fast die Hälf-
te davon abdeckten, aus taktischen
Gründen wegließ. So war es damals
für alle schwer, sich ein realistisches
Bild zu machen. Die Deutsche Bank
stellte später fest, dass die Darstel-

lungen der desolaten wirtschaftli-
chen Lage der DDR teilweise heftig
überzogen waren.
Ich glaube dennoch nicht, dass die

Ostdeutschen mit ihrer Wahl die
Vorstellung verbunden haben, dass
gar nichts aus ihrer Praxis übernom-
men wird. Artikel 23 hätte das nicht
verboten.

Wie auch immer, letztlichwollte der
Westen die deutsche »Einheit und
Freiheit« nach seinen Vorgaben.
Hätte es dazu noch eine Alternative
gegeben?
Politik ist ja kein Naturgesetz, es gibt
immer Alternativen. Gegen den Bei-
tritt nach Artikel 23 stimmten in der
Volkskammer geschlossen die PDS-
Fraktion, dieMehrheit von Bündnis 90
und zwei SPD-Abgeordnete. Die SPD
in Ost und West war eigentlich dage-
gen, stimmte aber nach den Wahlen
dafür, um Einfluss auf weitere Ver-
handlungen nehmen zu können.

Wie stellte man sich eine solche
Einflussnahme denn vor?
Ihre Idee des »gestreckten« Beitritts

war gar nicht schlecht. Nämlich erst
Beitritt nach Artikel 23 und gleich im
Anschluss eine öffentliche Verfas-
sungsdebatte, wie sie in Artikel 146
vorgesehen ist. Es ist kaum noch im
öffentlichen Bewusstsein, dass sich
nach dem Beitritt als erste gesamt-
deutsche Bürgerinitiative ein Kura-
torium mit vielen Prominenten aus
Ost und West bildete. Es machte auf
der Grundlage des von der Volks-
kammer nicht mehr behandelten
Verfassungsentwurfs des Runden Ti-
sches, der eine Modernisierung des
Grundgesetzes war, ein überarbeite-
tes Angebot. Daran beteiligten sich
auch Bürger mit 800 000 Vorschlä-
gen. Der Entwurf berücksichtigte vie-
les, woran die Gesellschaft heute
krankt: eine Konkretisierung des So-
zialstaatsgebotes, das Recht auf kos-
tenlose Bildung, auf eine angemes-
sene Wohnung und Arbeit, Kinder-
rechte und mehr Teilhabe von Frau-
en. Außerdem ein digitales Kommu-
nikationsgeheimnis und vor allem
strikte ökologische Vorgaben. Die
weitgehende Ohnmacht des Parla-
ments gegenüber der Regierung wur-

de als Gefahr für die Demokratie er-
kannt, sie sollte mit der neuen Ver-
fassung reduziert werden. Dazu ge-
hörte, auch Gesetzgebung durch die
Bürger vorzusehen.

Woran scheiterte diese Chance?
Verfassungsfragen sind natürlich
Machtfragen. CDU und CSU hatten
keinerlei Interesse an einer Verän-
derung des Status quo. Die bis heute
mögliche Option des Artikels 146 leh-
nen sie rigoros ab.

Mittlerweile wird die Fusion 1990
breit kritisiert. Viele Politiker, ins-
besondere der SPD, haben die feh-
lende Repräsentanz der Ostdeut-
schen in Verwaltung, Politik und
Wirtschaft als Gefahr für die De-
mokratie erkannt. Sind Sie optimis-
tisch, dass nun doch noch zusam-
menwächst, »was zusammenge-
hört«, wie es Willy Brandt Ende
1989 schon erwartete?
Das Zitat von Brandt wird immer ver-
kürzt. Er hat im Bundestag gesagt,
dass die wirtschaftlichen und sozia-
len Aufgaben zu leisten seien, wäh-
rend die Überwindung kultureller
und seelischer Barrieren schwieriger
sei. »Aber mit Takt und Respekt vor
dem Selbstwertgefühl der bisher von
uns getrennten Landsleute wird es
möglich sein, dass ohne entstellende
Narben zusammenwächst, was zu-
sammen gehört.« Die Narben sind da
und lassen sich durch nachholenden
Respekt nun nicht mehr retuschie-
ren. Jedenfalls nicht bei denen, die all
die Taktlosigkeiten erlebt haben und
bis heute erleben, was auch vielen
Jüngeren nicht entgangen ist.

Es wäre ja auch die Frage, ob das
Zusammenwachsen angesichts der
starken Rechtsentwicklung über-
haupt erstrebenswert ist …
Ja, leider funktioniert die Einheit da
am besten, wo wir es am wenigsten
brauchen. Aber wir müssen auch zur
Kenntnis nehmen, dass der Bruch
durch die Gesellschaft heute längst
nicht nur, und oft nicht am stärksten,
zwischen Ost und West verläuft. So-
ziale, politische und mentale Verwer-
fungen gehen quer durch. Und wo ge-
meinsame Interessen und Überzeu-
gungen vorliegen, funktionieren Ost-
West-Projekte andererseits recht gut.
Die Linke hat es ja auch einigerma-
ßen geschafft.

Im Zuge der aktuellen Debatte um
Enteignungen hat mancher offen-
bar erschrocken festgestellt, dass
das Grundgesetz auch alle mögli-
chen Formen von Sozialismus er-
möglicht. FDP-Leute fordern des-
halb zum Beispiel die Streichung
des »Enteignungsartikels« 15. Und
der Ökonom Gabriel Felbermayr
will die »Soziale Marktwirtschaft«
als Gesellschaftsform im Grundge-
setz festschreiben, weil sie sowohl
»den reinenMarkt« als auch den So-
zialismus ausschließe. Wie bewer-
ten Sie solche Vorschläge?
Die Verfasser des Grundgesetzes hat-
ten nach Krieg und NS-Zeit gute
Gründe, keine Wirtschaftsordnung
festzuschreiben. Die Ökonomie soll-
te für neue Entwicklungen und Er-
kenntnisse offenbleiben. Vertreter
des Club of Rome halten angesichts
heutiger Herausforderungen die der-
zeitige Marktlenkung für veraltet.
Der Begriff »Soziale Marktwirt-
schaft« ist viel zu unklar definiert, als
dass er Verfassungsrang verdienen
würde.
Wir haben in den letzten 30 Jah-

ren erlebt, wie schwach soziale Be-
sitzstände gegenüber dem Eigen-
tumsfundamentalismus juristisch
gesichert sind. Die Gesetze sind so
beschaffen, dass es jeder Art von
Marktwirtschaft legal möglich ist, in
reinen Marktfundamentalismus zu-
rückzufallen. Da nutzen keine be-
schönigenden Umschreibungen. Wer
dagegen die Möglichkeit von Sozia-
lisierung streichen will, der will eben
die Orientierung am Profit und nicht
die am Allgemeinwohl festschreiben.
Da kann es zum Konflikt mit der
Ewigkeitsgarantie des Sozialstaats-
gebotes kommen.
Das Grundgesetz ist im Detail si-

cher modernisierungsbedürftig, wie
zum Beispiel beim Schutz von Whis-
teblowern. Aus ihm spricht aber im
Kern eine historische Weisheit, hinter
die man nicht zurückfallen sollte.

Zeit der Hoffnung: Am 31. Mai 1990 übergaben Bürger an Volkskammer-Vizepräsident Wolfgang Ullmann (vorn) mehr als
33 000 Unterschriften für eine neue Verfassung auf Basis des Entwurfs des Zentralen Runden Tischs. Foto: nd/Leon Schmidtke
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ihr sprach Jana Frielinghaus.
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Deutschlands Verfassung

Das Grundgesetz wird 70 – am
23. Mai 1949 wurde es vom Parla-
mentarischen Rat verkündet, einen
Tag später trat es für das Gebiet der
alten Bundesrepublik in Kraft. Seit
dem 3. Oktober 1990 gilt es für das
gesamte vereinigte Deutschland.
Nach Ansicht von Bundeskanzlerin
Angela Merkel ist es »eine der besten
Verfassungen der Welt und die bes-
te, die Deutschland je hatte«.
Was taugt diese Verfassung im

Alltag? Wo müssen verbriefte
Grundrechte verteidigt, wo muss ih-
re Ausübung erkämpft werden? Und
gegen wen muss das Grundgesetz
geschützt werden? Diesen Fragen
geht »neues deutschland« in einer
Serie nach.

Das Dossier zur Serie:
dasND.de/grundgesetz
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»Dieses Grundgesetz gilt
zunächst im Gebiete der
Länder (... Aufzählung
der westdeutschen Bun-
desländer). In anderen
Teilen Deutschlands ist es
nach deren Beitritt in
Kraft zu setzen.«
So lautete Artikel 23, bis er
1992 gestrichen und durch den
sogenannten Europa-Artikel er-
setzt wurde, der die Übertra-
gung von Hoheitsrechten auf
zwischenstaatliche Einrichtun-
gen ermöglicht.
Artikel 146 (»Dieses Grundge-
setz, das nach Vollendung der
Einheit und Freiheit Deutsch-
lands für das gesamte deutsche
Volk gilt, verliert seine Gültig-
keit an dem Tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von
dem deutschen Volke in freier
Entscheidung beschlossen wor-
den ist.«) steht immer noch im
Grundgesetz. Eine breite Ver-
fassungsdebatte inklusive
grundlegender Reformen wäre
also theoretisch nach wie vor
möglich.


